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ASEAN plus China: Verliert die EU den 
Anschluss?
Bilaterale Handelsabkommen der EU auf dem Prüfstand
von Jürgen Matthes, André Schmelzer und Claudia Schmucker
Zusammenfassung
Am 1. Januar 2010 trat die drittgrößte Freihandelszone der Welt zwischen sechs 
ASEAN-Staaten und China (ACFTA) in Kraft, die neben weitgehenden Zollsen-
kungen auch partielle Liberalisierungen bei Dienstleistungen und Investitionen vor-
sieht. Die Liberalisierung ist recht ehrgeizig – selbst angesichts begrenzter Ausnah-
meregelungen vom sofortigen Zollabbau für gewisse sensitive Produkte. ACFTA 
dürfte somit bei Produkten ohne Ausnahmeregelung und mit hoher Zollsenkung 
zu Wettbewerbsnachteilen für die EU führen.
Dies gilt umso mehr, als die Verhandlungen zwischen der EU und der gesamten 
ASEAN-Region über ein umfassendes Freihandelsabkommen im März 2009 aus-
gesetzt wurden. Dagegen war China mit einer stufenweise erfolgenden Liberali-
sierung erfolgreich mit ASEAN insgesamt, nicht zuletzt auch, weil es die Agenda 
nicht wie die EU mit politischen Themen wie Menschenrechte, Arbeits- und Sozi-
alstandards beladen hatte. Auch die EU sollte hier mehr Flexibilität zeigen.
Die EU will jetzt mit den einzelnen ASEAN-Staaten Abkommen aushandeln, 
zunächst mit Singapur und Vietnam. Ein Handelsvertrag mit Singapur sollte zwar 
relativ zügig möglich sein. Allerdings scheint es sehr fraglich, ob dieser als Modell 
für die Abkommen mit den übrigen ASEAN-Staaten dienen kann, die sich in Wirt-
schaftsstruktur und Liberalisierungswillen meist stark von Singapur unterscheiden. 
Es wäre daher wichtig für die EU, gewisse gemeinsame Mindeststandards für alle 
Einzelabkommen zu definieren, um so die Regelungsvielfalt etwas zu begrenzen. 
Mittelfristig sollte die EU zudem den regionalen Ansatz mit ASEAN insge-
samt wieder aufgreifen und langfristig eine Multilateralisierung der Regelungen 
anstreben.
Auch grundsätzlich sollte die EU ihre Strategie überdenken, immer neue bilate-
rale Handelsabkommen zu schließen, weil sie damit das »Race for Markets« und 
den Bilateralismus immer mehr anheizt. Bilaterale Handelsabkommen schaffen 
zwar wichtige neue Liberalisierung gerade auch bei WTO-plus-Themen. Doch sie 
benachteiligen Drittstaaten und erhöhen die Transaktionskosten gerade für KMUs 
(Spaghetti-Bowl-These). Zudem spricht vieles dafür, dass sie Stolpersteine für die 
multilaterale Liberalisierung sind.
Stattdessen sollte die EU mehr Verantwortung für das multilaterale Regelwerk des 
Welthandels übernehmen und sich nachdrücklich dafür einsetzen, die Handlungsfä-
higkeit der WTO wieder zu stärken. Dies ließe sich etwa mit plurilateralen Abkom-
men im Rahmen der WTO erreichen, für die die EU mit Nachdruck werben sollte.
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ASEAN plus China: Does the EU Miss 
the Connection?
Bilateral Trade Agreements of the EU Put on Trial
by Jürgen Matthes, André Schmelzer und Claudia Schmucker
On 1 January 2010 the ASEAN China Free Trade Agreement (ACFTA), the third 
largest free trade area of  the world, became effective. It phased out tariffs in 90 
percent of  all tariff  lines and allowed for partial liberalizations in the area of  
services and investment. The liberalizations are relatively ambitious – even with 
respect to the exemption lists for a limited number of  sensitive products. ACFTA 
will therefore lead to competitive disadvantages for the EU in product areas which 
are not on the exclusion lists and which were subject to high tariff  cuts.
This applies even more, as the negotiations between the EU and the ASEAN 
region about a comprehensive free trade agreement were suspended in March 
2009. In contrast to the EU, China was successful with a gradual liberalization 
process encompassing the whole ASEAN region, not least because it did not put 
political topics on the agenda such as human rights, as well as labor and social 
standards. The EU should also show more flexibility in this respect.
The EU now wants to launch free trade agreements with individual ASEAN 
countries, and has already done so with Singapore and Vietnam. A trade agree-
ment with Singapore should be achievable relatively easily. However, it is doubt-
ful whether it can serve as a model for future EU trade agreements with other 
ASEAN states, most of  which differ considerably from Singapore in regard to the 
economic structure and the will to liberalize. It is therefore important for the EU 
to define certain common minimal standards in individual trade agreements to 
limit the diversity of  trade regulations at least to some degree. In the medium-term, 
the EU should resume the regional approach with the entire ASEAN region. In 
the long-term, it should aim for a multilateralization of  the negotiated provisions.
Basically, the EU should reconsider its strategy to negotiate more and more bilat-
eral trade agreements as it fuels the Race for Markets and the new bilateralism. 
Bilateral trade agreements can create important new areas of  liberalization, espe-
cially in WTO plus topics. However, they discriminate against third countries and 
increase transaction costs especially for SMEs (Spaghetti Bowl theory). In addition, 
there is evidence that bilateral trade agreements are stumbling stones for further 
multilateral liberalizations.
Instead, the EU should assume more responsibility for the multilateral trading 
system and should try to strengthen the WTO. This can be reached through plu-
rilateral agreements within the WTO framework, which the EU should support 
vigorously.
Summary
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I. Regionalismus
Am 1. Januar 2010 trat die drittgrößte Freihan-
delszone der Welt zwischen sechs ASEAN-Staa-
ten und China (ACFTA) in Kraft. Neben einer 
vollständigen Abschaffung der Zölle auf  rund 
90% aller Zolllinien stehen auch Dienstleistungen 
und Investitionen auf  der Agenda. Im Gegen-
satz dazu wurden die Verhandlungen zwischen 
der EU und ASEAN (Verband Südostasiatischer 
Nationen) im März 2009 ergebnislos abgebrochen. 
Wie ist dieses Abkommen zwischen ASEAN 
und China einzuschätzen? Verliert die EU in der 
ASEAN-Region an Wettbewerbsfähigkeit, da sie 
nun auf  einzelne bilaterale Freihandelsabkommen 
angewiesen ist? Diese Fragen soll die folgende 
Studie klären. (I) Zunächst geht die Studie auf  
bestehende bilaterale Handelsabkommen welt-
weit ein, gibt einen kurzen Überblick über deren 
ökonomische Wirkungen und untersucht, wel-
chen Ansatz die EU dabei bislang verfolgte. (II) 
Danach wird das ACFTA auf  seine Wirksamkeit 
untersucht und (III) mit den Freihandelsbemü-
hungen der EU mit ASEAN bzw. einzelnen 
ASEAN-Staaten wie Singapur und Vietnam 
verglichen. Zum Abschluss (IV) werden Politik-
empfehlungen für die deutsche und europäische 
Handelspolitik erstellt.
Wie sieht nun der Stand der aktuellen Freihandels-
abkommen aus, welche positiven und negativen 
Effekte bringen sie, welche Rolle spielten und spie-
len sie für die EU-Handelspolitik und sind sie eher 
Baustein oder mehr Stolperstein für multilaterale 
Liberalisierungen?
1. Bilaterale Handelsabkommen – eine kurze 
Bestandsaufnahme
Definition, Verbreitung und Charakteristika
Bilaterale oder regionale Handelsabkommen sind 
Handelsverträge, mit denen zwei oder mehr Partner 
(Länder oder regionale Handelsblöcke) vereinbaren, 
sich gegenseitig eine handelspolitische Vorzugsbe-
handlung zu gewähren, insbesondere die Zölle auf  
einen Teil der Importe aus dem Partnerland – teils 
sofort, teils allmählich – zu verringern oder ganz 
abzuschaffen. Dies ist eigentlich ein Verstoß gegen 
das Meistbegünstigungsprinzip (MFN) von GATT 
und WTO, nach dem ein Land alle Handelspartner 
gleich behandeln muss. Doch Artikel XXIV des 
GATT erlaubt bilaterale Handelsabkommen unter 
gewissen nicht sehr restriktiven und faktisch kaum 
überprüften Voraussetzungen.
Das ACFTA ist nur eines unter sehr vielen Han-
delsabkommen, von denen vor allem in jüngerer 
Zeit sehr viele geschlossen wurden. Bei der WTO 
waren Ende März 2010 rund 270 bilaterale und 
regionale Handelsabkommen gemeldet und in 
Kraft.1 Zählt man auch die Abkommen mit, die 
inzwischen nicht mehr in Kraft sind (etwa weil 
sie sich durch die EU-Osterweiterung erübrigt 
haben), summiert sich die Zahl seit 1948 auf  über 
450. Davon wurden 123 zwischen 1948 und 1994 
geschlossen und nach 1995 weit über 300. In 
knapp einem Viertel der Zeit seit 1948 wurden 
folglich fast drei Viertel der (bei der WTO gemel-
deten) Abkommen geschlossen. Dies zeigt, wie 
stark die Dynamik vor allem in den vergangenen 
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Jahren zugenommen hat, wobei zuletzt besonders 
viele Abkommen in Asien geschlossen werden.2
Insgesamt dominieren in der jüngsten Phase ein-
deutig bilaterale Abkommen. Häufiger als in der 
ersten Phase gehen sie über den reinen Warenhan-
del hinaus und umfassen auch »neue« nichttarifäre 
Themen wie Dienstleistungen, öffentliches Auf-
tragswesen, Investitionen, geistige Eigentumsrechte 
und Produktstandards. Auch weiterhin stehen 
Abkommen innerhalb der jeweiligen Region im 
Vordergrund, anders als früher werden aber sehr 
viel mehr auch interkontinentale Handelspartner-
schaften geschlossen. Wesentlich häufiger werden 
Nord-Süd-Abkommen vereinbart.
Dagegen sind bilaterale Abkommen zwischen 
Industrieländern bislang weitgehend die Ausnahme 
geblieben (außer EU, EFTA, NAFTA, US-AUS), 
nicht zuletzt, weil dies gravierende negative Aus-
wirkungen gerade auf  Entwicklungs- und Schwel-
lenländer hätte, die die Industrieländer bislang 
offenbar vermeiden wollten. Dies könnte sich in 
Zukunft ändern, weil die EU ein Wirtschafts- und 
Handelsabkommen mit Kanada verhandelt und 
mit den USA im Rahmen des Transatlantischen 
Wirtschaftsrates TEC eine engere Kooperation 
in Regulierungsfragen anstrebt. Darüber hinaus 
macht Japan – vor allem in Reaktion auf  das 
Freihandelsabkommen (FTA) zwischen EU und 
Korea – seit einiger Zeit intensive Avancen für ein 
bilaterales Abkommen mit der EU. Die Implika-
tionen derartiger Abkommen für die Atmosphäre 
zwischen den Industrie- und den Entwicklungslän-
dern bei der WTO in Genf  sind freilich denkbar 
problematisch.
Wohlfahrtswirkungen von bilateralen 
Handelsabkommen
Wenn die EU – auch in Reaktion auf  das ACFTA 
– derzeit gerade in Asien stark auf  bilaterale Han-
delsabkommen setzt, ist es wichtig, sich der ökono-
mischen und handelsrelevanten Wirkungen dieser 
Strategie bewusst zu werden. Dazu geben die fol-
genden Ausführungen einen skizzenhaften Über-
blick: Während bilaterale Handelsabkommen den 
Güteraustausch zwischen den Partnerländern durch 
die gegenseitige Vorzugsbehandlung erleichtern, 
werden Drittstaaten durch die damit verbundene 
Handelsumlenkung benachteiligt. Theoretisch gese-
hen erleiden sie in der Regel Wohlfahrtsverluste 
durch diese handelspolitische Diskriminierung. Die 
Nachteile können durch die Wirkung von Terms 
of  Trade- und Größeneffekten bei der Produktion 
noch verstärkt werden. Empirische Studien, die 
diese zusätzlichen Nachteile meist nicht mit einbe-
ziehen, bestätigen die negative Wohlfahrtswirkung 
auf  Drittländer, weisen aber teilweise auch nur 
geringe Wirkungen nach.
Doch auch unter den Abkommenspartnern – und 
trotz des eindeutigen Fortschritts bei der Han-
delsliberalisierung – sind Wohlfahrtsgewinne nicht 
zwangsläufig gewährleistet. Zwar entstehen positive 
Effekte dadurch, dass ineffiziente heimische Anbie-
ter durch kostengünstiger produzierende Hersteller 
aus dem Partnerland ersetzt werden und so für die 
Konsumenten die Preise sinken. Doch dem sind 
negative Effekte gegen zu rechnen. Denn effizi-
ente Unternehmen aus Drittstaaten werden in der 
Regel allein aufgrund der Zollvergünstigung von 
weniger produktiven Anbietern aus dem Partner-
land verdrängt. Zudem fallen Zolleinnahmen weg, 
die für sich genommen im Partialmodell das Ein-
kommen steigern, weil sie vom Staat gleichmäßig 
an alle Bürger verteilt werden. Vorteilhaft wirken 
dagegen wiederum Verbesserungen bei Güterviel-
falt, Wettbewerbsintensität und der Nutzung von 
Größenvorteilen in der Produktion. Zu berück-
sichtigen sind zudem Preiseffekte (auf  die Terms 
of  Trade). Theoretisch lässt sich gleichwohl nicht 
eindeutig sagen, ob positive oder negative Effekte 
überwiegen.3
Tendenziell sind Wohlfahrtswirkungen für ein Land, 
das ein bilaterales Handelsabkommen schließt, 
umso negativer (positiver) je höher (niedriger) die 
Zölle gegenüber Drittstaaten, je größer (kleiner) die 
Kostenunterschiede zwischen dem Partnerland und 
den Drittstaaten, und je kleiner (größer) die Koste-
nunterschiede zwischen der heimischen Wirtschaft 
und dem Partnerland sind. Damit bergen Abkom-
men unter Entwicklungs- und Schwellenländern 
– und dazu zählt auch ACFTA – eine recht hohe 
Gefahr von wohlfahrtsschädigenden Effekten, weil 
die Abkommenspartner oft hohe Zollbarrieren 
nach außen haben, sich von ihren Faktorkosten 
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wenig unterscheiden und (im Vergleich etwa zu 
den Industrieländern) relativ ineffizient produzie-
ren.4 Empirische Untersuchungen, die aufgrund 
methodischer Probleme freilich mit Vorsicht zu 
interpretieren sind,5 deuten darauf  hin, dass Prä-
ferenzabkommen in der Regel, aber nicht immer 
zu positiven Wohlfahrtseffekten für die beteiligten 
Partner führen.6
Das theoretische Bild wird differenzierter und ten-
denziell positiver, wenn weitere Effekte bedacht 
werden. Zum einen gilt dies, wenn ein Land immer 
mehr Abkommen mit anderen Ländern schließt, 
weil sich dann die Gefahr der Handelsumlenkung 
verringert, während die Effekte der Handelsschaf-
fung vermehrt werden. Zum anderen, wenn man 
nicht wie bislang allein Warenzölle betrachtet, son-
dern auch andere Handelsbarrieren wie etwa tech-
nische Standards, Investitionshemmnisse, Zollab-
wicklung oder Hemmnisse für den internationalen 
Dienstleistungshandel analysiert. So geht es beim 
Abbau von Barrieren für den Dienstleistungshandel 
häufig um die Reform nationaler Regulierungen, 
etwa die Abschaffung einer Monopolstellung hei-
mischer Unternehmen. Wenn dies in einem bilate-
ralen Handelsabkommen vereinbart wird, werden 
Drittstaaten dadurch nicht geschädigt, sondern 
können davon sogar profitieren. Doch auch beim 
Dienstleistungshandel sind präferenzielle Vereinba-
rungen und damit ähnliche Probleme mit Handels-
umlenkung möglich, etwa wenn es um die einseitige 
Gewährung von Niederlassungsrechten oder die 
Anerkennung von beruflichen Qualifikationen geht, 
bei der Drittstaaten diskriminiert werden, und das 
möglicherweise in einer noch gravierenderen Form 
als beim Warenhandel. Denn ausländische Staaten, 
denen als erste ein präferenzieller Zugang gewährt 
wird, können sich (aufgrund von so genannten 
First Mover Advantages) eventuell dauerhaft – also 
auch nach weiteren bilateralen Abkommen des 
Ziellandes mit anderen Konkurrenten – Wettbe-
werbsvorteile sichern.
Eine Gesamtbewertung muss die globale Ebene in 
den Blick nehmen. Hier sind die tendenziell posi-
tiven Wohlfahrtswirkungen für die Partnerländer 
mit den negativen Wohlfahrtswirkungen für die 
Drittstaaten zu saldieren. Leider gibt die Theorie 
dabei erneut keine eindeutige Auskunft, und auch 
die Empirie hat diese komplexe Frage bislang kaum 
analysiert, so dass verlässliche Aussagen schwierig 
sind und eine fallweise Betrachtung nötig ist.
Spaghetti-Bowl-Effekt
Die globale Wohlfahrtsbilanz wird freilich dadurch 
schlechter, dass bilaterale Handelsabkommen die 
Kosten des internationalen Handels nennenswert 
erhöhen und somit wie Sand im Getriebe wirken. 
Wenn ein Land Handelsverträge mit zahlreichen 
anderen Staaten geschlossen hat, wie es bei der 
EU der Fall ist, müssen Unternehmen sich über 
die jeweils geltenden Regeln informieren und die 
Exporteure aufwendige Maßnahmen (etwa das 
Erstellen von Ursprungszeugnissen) treffen, um 
in den Genuss der Präferenzbehandlung in den 
Partnerstaaten zu kommen. Das bindet Ressourcen 
und verursacht administrative Kosten, Ökonomen 
sprechen von Transaktionskosten, die im mittle-
ren einstelligen Prozentbereich des Warenwertes 
liegen.7 Vor allem für kleine und mittlere Firmen 
ist das oft eine erhebliche Hürde und zudem ein 
Wettbewerbsnachteil gegenüber Großunterneh-
men, die diese Komplexität teilweise mit eigenen 
Abteilungen managen, wenngleich auch hier häufig 
zu erheblichen Kosten. Dies ist in erster Linie für 
Warenhandel und Zölle relevant, spielt aber bei 
vielen (wenngleich nicht allen) »neuen« Handelsthe-
men eine geringere Rolle.8
Schaut man auf  eine Weltkarte und zeichnet alle 
bestehenden bilateralen Handelsabkommen mit 
einzelnen sich stark überschneidenden Linien ein, 
so erscheint es nachvollziehbar, wenn der renom-
mierte Außenhandelsökonom Jagdish Bhagwati 
die Unübersichtlichkeit mit einer Schüssel voller 
Spaghetti verglichen hat.9 Der Spaghetti-Bowl oder 
besser Noodle-Bowl ist gerade in Asien besonders 
verworren, wo nicht zuletzt durch die Ankündigung 
von ACTFA eine Flut von bilateralen Handelsab-
kommen angestoßen wurde.
2. Geschichte regionaler und bilateraler 
Handelsabkommen
Dieser neue Bilateralismus in Asien hat auch die 
EU unter Druck gesetzt, neben den multilateralen 
Verhandlungen im Rahmen der Doha-Runde wie-
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der stärker auf  bilaterale Handelsabkommen zu 
setzen. Tatsächlich war Europa ein Pionier und 
Vorreiter in Sachen regionaler und bilateraler Frei-
handelsabkommen.10 Dies begann schon mit der 
Gründung der EWG in den fünfziger Jahren und 
setzte sich mit Erweiterungen der Gemeinschaft 
sowie mit einigen Handelsabkommen der EG in 
den sechziger bis achtziger Jahren fort (EFTA-
Staaten, Mittelmeer-Anrainer). Auch über Europa 
hinaus kam die Gründung regionaler Handelsab-
kommen in den sechziger und frühen siebziger 
Jahren vor allem in Entwicklungsländern zeitweilig 
in Mode, aber ohne größere Erfolge. Erst zur 
Mitte der 1980er Jahre begann die Handelsinteg-
ration Nordamerikas, die schließlich 199411 in die 
Gründung der NAFTA mündete (USA, Kanada, 
Mexiko) – und die auch Handelsabkommen in 
Lateinamerika nach sich zog (u. a. Mercosur).12 
Seit etwa Mitte der neunziger Jahre hat sich die 
EU zum Vorreiter des Bilateralismus gemacht und 
eine große Zahl bilateraler Handelsabkommen 
geschlossen – teilweise als geopolitische Reaktion 
auf  den Fall des Eisernen Vorhangs. Dazu gehören 
Handelsverträge (von unterschiedlicher rechtlicher 
Tiefe) mit den späteren EU-Beitrittsstaaten, der 
Türkei (Zollunion 1996), mit Mexiko (2000), Süd-
afrika (2000) und Chile (2003), mit dem Gros der 
Staaten Ex-Jugoslawiens (außer Serbien) und zahl-
reichen Mittelmeer-Anrainern – sowie noch nicht 
abgeschlossene Verhandlungen mit Mercosur und 
dem Golf-Kooperationsrat.
Um die Jahrtausendwende begannen dann immer 
mehr wirtschaftlich bedeutende Staaten, auf  bila-
terale Handelsabkommen zu setzen, was hier kurz 
skizziert wird:
– Dazu gehörten einige einzelne Schwellenländer 
wie Mexiko, Chile und Singapur, in jüngerer 
Zeit auch Länder wie Peru und die Türkei.
– Aber auch viele Länder in Asien, die zuvor fast 
ausschließlich auf  die multilaterale Liberalisie-
rung gesetzt hatten, schwenkten auf  den bila-
teralen Kurs um. Einen wichtigen Anstoß dazu 
bildet gerade das schon im Jahr 2001 angekün-
digte ACFTA zwischen China und den ASEAN-
Staaten. Vor allem China, Japan, Indien und 
ASEAN (und weniger Australien und Südkorea) 
versuchen jeweils, sich durch eine Vielzahl von 
Abkommen in der Region zu positionieren 
– wirtschaftlich als Nabe in einem Speichenrad 
von Abkommen und politisch im Wettbewerb 
um regionale Bedeutung und Macht.13
– Im Jahr 2002 schwenkte auch die traditionelle 
multilaterale Triebkraft USA auf  diesen Weg 
ein, wobei sich die Vereinigten Staaten als Nach-
zügler sahen und daher ihren Rückstand gerade 
auch gegenüber Europa aufholen wollten. 
Dabei bezeichneten die Vereinigten Staaten ihre 
Strategie als kompetitive Liberalisierung, bei der 
sich die verschiedenen Liberalisierungswege im 
Wettbewerb miteinander messen sollten.14
– Die EU dagegen verzichtete nach dem Beginn 
der Doha-Welthandelsrunde im Jahr 2001 unter 
dem damaligen Handelskommissar Pascal Lamy 
darauf, neue Verhandlungen über bilaterale 
Handelsabkommen zu beginnen, um der multi-
lateralen Einigung klare Priorität einzuräumen. 
Begonnene Verhandlungen wurden aber fort-
gesetzt und auch abgeschlossen (s. o.). Erst mit 
der »Global Europe«-Initiative 2006 kam es wie-
der zu einer mehr oder weniger erzwungenen 
Abkehr von der Lamy-Doktrin (siehe Kapitel 
I 4.).
3. Gründe für den neuen Bilateralismus
Bedauerlicherweise hat sich der Weg der multi-
lateralen Liberalisierung in jüngerer Zeit aber als 
extrem steinig erwiesen. Die Doha-Welthandels-
runde macht seit Jahren aus verschiedenen Grün-
den nur minimale Fortschritte.15 Die Ernüchterung 
darüber und der gleichzeitige Wunsch der natio-
nalen Exportindustrien nach offeneren Märkten 
haben dazu geführt, dass bilaterale Handelsab-
kommen als ein alternativer Liberalisierungspfad 
zusätzlich an Attraktivität gewonnen haben. Hinzu 
kommt noch ein nicht zu unterschätzendes polit-
ökonomisches Motiv: Angesichts der schleppenden 
multilateralen Fortschritte standen die großen 
Bürokratien der Handelsexperten vor allem in der 
EU und den USA den Avancen der Exportbran-
chen – und damit neuen Aufgaben – aufgeschlos-
sen gegenüber. Die Vielzahl bilateraler Abkommen 
sichert ihre Beschäftigung und bietet ihnen zudem 
– anders als die multilaterale Ebene – die Chance, 
jeden der zahlreichen Vertragsabschlüsse als Erfolg 
auszuweisen.
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Eine Reihe von weiteren Gründen lässt sich dafür 
anführen, dass sich die Zahl der bilateralen Han-
delsabkommen in zuvor ungekanntem Ausmaß 
erhöhte.16 So erkannten immer mehr Staaten – teil-
weise wohl aufgrund der Vorreiterrolle der EU 
– die Chancen bilateraler Handelsabkommen. Diese 
bestehen in wirtschaftlicher Hinsicht in erster Linie 
darin, die Exportmöglichkeiten für die heimische 
Wirtschaft zu verbessern und sich möglicherweise 
Wettbewerbsvorteile gegenüber Drittstaaten zu 
schaffen – und das oft (aber nicht immer) schnel-
ler als auf  dem multilateralen Weg. Doch teilweise 
waren Handelszugeständnisse auch nur ein Mittel 
zur Verwirklichung außenpolitischer Ziele etwa mit 
Blick auf  Staatenannäherung und Sicherheitspolitik. 
In jüngerer Zeit nutzen EU und USA Handelsver-
träge zudem vermehrt dazu, westliche Umwelt- und 
Sozialstandards zu verbreiten.
Es ist jedoch fraglich, ob sich allein mit diesen 
Gründen der massive Anstieg bilateraler Han-
delsabkommen erklären lässt. Vielmehr scheint 
ein Prozess in Gang gekommen zu sein, der sich 
– nachdem er aus den erwähnten Gründen ange-
stoßen wurde – aus sich selbst heraus immer wei-
ter beschleunigt hat.17 Die Ursache liegt letztlich 
darin, dass bilaterale Handelsabkommen Dritt-
staaten beim Marktzugang diskriminieren. Theo-
retisch lässt sich deshalb zeigen, dass es aus Sicht 
eines Landes A eigentlich immer die beste (spiel-
theoretisch die dominante) Strategie ist, ein bilate-
rales Handelsabkommen mit einem wirtschaftlich 
interessanten Land B zu schließen – unabhängig 
davon, was Drittstaaten C tun. Haben die C-Staa-
ten noch keinen Handelsvertrag mit Land B, so 
ist es für A sinnvoll, sich dort Wettbewerbsvor-
teile durch ein bilaterales Handelsabkommen zu 
sichern. Hier kann man etwa an das angestrebte 
Abkommen EU-Indien denken. Wenn sich aber 
die Drittstaaten C bereits selbst derartige Vorteile 
angeeignet haben, bleibt für Land A kaum eine 
Wahl, als ebenfalls ein bilaterales Handelsabkom-
men mit Land B zu schließen – aus EU-Sicht gilt 
dies für Mexiko oder manche Staaten in Asien. 
Wichtig ist zu verstehen, dass ein Abkommen 
folglich oft zahlreiche weitere Abkommen indu-
ziert hat. So ist ein »Race for Markets«, ein Wett-
lauf  um die Märkte in Gang gekommen, der kaum 
noch kontrollierbar erscheint.18
Den starken theoretisch-strategischen Anreiz für 
Land A, ein bilaterales Abkommen mit Land C zu 
schließen, gab es schon immer. Doch bis auf  die 
EU und wenige andere Staaten hatte sich die Mehr-
zahl der übrigen Länder (etwa die USA oder die 
asiatischen Staaten) lange Zeit zurückgehalten und 
in erster Linie auf  den multilateralen Weg gesetzt. 
Nachdem dann um die Jahrtausendwende aus 
den erläuterten Gründen einmal der Bann gebro-
chen war, indem einige weitere wichtige Akteure 
aktiv wurden und Abkommen geschlossen hatten, 
schwenkten fast zwangsläufig immer mehr Staaten 
zur Vermeidung von Wettbewerbsnachteilen auf  
den eigennützigen strategischen Kurs ein.
4. Die »Global Europe«-Strategie der EU
Dies – zusammen mit dem mangelnden multila-
teralen Liberalisierungsfortschritt – haben die EU 
in eine unkomfortable Position und in Zugzwang 
gebracht. Denn die EU geriet auf  wichtigen Aus-
landsmärkten ins Hintertreffen. Weil immer mehr 
dynamisch wachsende Schwellenländer, die ihre 
Märkte oder zumindest sensible Industriesek-
toren noch mit teils recht hohen Zöllen schützen, 
untereinander und mit anderen großen Industrie-
staaten bilaterale Handelsabkommen geschlossen 
haben, wurden EU-Anbieter zunehmend diskri-
miniert und erlitten Wettbewerbsnachteile und 
Marktanteilsverluste.
Daher war die EU gezwungen, ihre handelspoli-
tische Strategie, die sie erst kurz nach der Jahrtau-
sendwende angenommen hatte, wieder zu ändern. 
Im Oktober 2006 veröffentlichte die Europäische 
Kommission so ihre »Global Europe«-Strategie, mit 
dem Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit der EU in einer 
globalisierten Welt zu verbessern.19 Während die 
EU seit 2001 unter der so genannten Lamy-Dokt-
rin allein den multilateralen Weg verfolgt und neuen 
bilateralen Handelsabkommen entsagt hatte, setzt 
sie nun im Rahmen der »Global Europe«-Strategie 
wieder mit Nachdruck auf  den Bilateralismus.
Beim Abschluss der angestrebten Abkommen sol-
len zwei Kriterien eine Rolle spielen. Zum einen 
sollen so genannte WTO-plus-Themen behandelt 
werden, die den jetzigen Rahmen der WTO erwei-
tern. Dazu gehört die Liberalisierung des Dienst-
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leistungssektors, Investitionsabkommen, die Libera-
lisierung des öffentlichen Auftragswesens, strenger 
Schutz geistigen Eigentums, Vereinfachung der 
Ursprungsregeln, Kooperation bei Arbeits- und 
Umweltschutz sowie Wettbewerbsregeln. Zum 
anderen soll darauf  geachtet werden, dass die EU 
in wichtigen Exportmärkten nicht hinter ihren 
Konkurrenten (USA, Japan, China) zurückfällt.20 
Bei der Suche nach entsprechenden Handelspart-
nern sollen Größe und Wachstumschancen des 
jeweiligen Landes bzw. Region eine Rolle spielen. 
Daher nahm die EU schon im Frühjahr 2007 neue 
Verhandlungen über bilaterale Freihandelsabkom-
men auf, vor allem mit wichtigen Schwellenländern 
in Asien (Südkorea, ASEAN, Indien).
Diese Entwicklung ist nicht ganz ohne Ironie, da 
die EU letztlich indirekt Opfer ihrer eigenen Poli-
tik der letzten Dekaden geworden zu sein scheint. 
Möglicherweise hätten andere Staaten gerade in 
Asien, aber auch die USA selbst ohne die Vor-
reiterrolle EU auch von sich aus auf  bilaterale 
Handelsabkommen gesetzt. Aber der Verdacht 
steht doch im Raum, dass dies zumindest teilweise 
eine Reaktion auf  die Erfolge der EU mit dieser 
Strategie war. Kawai/Wignaraja etwa21 sehen den 
Bilateralismus in Asien als defensive Reaktion auf  
die bilateralen und regionalen Handelsabkommen 
in anderen Regionen. Damit befindet sich die EU 
bildlich gesprochen heute in einer ähnlichen Lage 
wie der Zauberlehrling, der die Geister gerufen hat, 
derer er nun nicht mehr Herr wird. Auch das zeit-
weilige Moratorium konnte dies nicht mehr bewir-
ken. Letztlich hat die EU so ihr eigenes Credo 
»WTO first« selbst konterkariert, da vieles dafür 
spricht, dass bilaterale Handelsabkommen den 
multilateralen Liberalisierungsweg über die WTO 
erschweren. Warum dies so ist, wird im Kapitel IV 
näher erläutert.
II. ASEAN plus China (ACFTA)
Wie ist nun das Abkommen (ACFTA) zwischen 
der Volksrepublik China und den führenden sechs 
ASEAN-Staaten (Singapur, Indonesien, Philippinen, 
Thailand, Malaysia und Brunei) zu bewerten, das 
am 1. Januar 2010 in Kraft trat? Hierdurch entstand 
die drittgrößte Freihandelszone der Welt – nach 
der EU und NAFTA – mit 1,9 Mrd. Verbrauchern 
und einem Handelsvolumen von 192,7 Mrd. Dol-
lar. Bis zum Jahr 2015 sollen auch die übrigen vier 
ASEAN-Staaten (Vietnam, Laos, Kambodscha und 
Myanmar) in den Prozess eingebunden werden.22
Innerhalb der ASEAN-Region hat sich seit 
Ende der 80er Jahre die wirtschaftliche Integra-
tion vertieft. Dies lag daran, dass die einzelnen 
ASEAN-Mitgliedstaaten trotz unterschiedlichen 
Entwicklungsgraden eine ähnlich liberale Han-
delspolitik verfolgten. Hochlohnländer wie Japan, 
aber auch Singapur und Hongkong verlagerten 
ihre arbeitsintensive Produktion in die Nachbar-
länder mit niedrigerem Lohnniveau, so dass ein 
integriertes länderübergreifendes Vorleistungs-
netzwerk (»Factory Asia«) entstand (v. a. Elektro-
nik und Maschinen). Die Handelsstrukturen sind 
allerdings auf  Japan, die EU, China und die USA 
ausgerichtet. So liegt der intraregionale Handel 
innerhalb ASEANs trotz steigender Tendenz mit 
rund 20% auf  relativ niedrigem Niveau (in der 
EU liegt der Anteil im Vergleich bei rund 70%). 
Zusätzlich besteht im intraregionalen Handel 
eine Dominanz der Handelsverflechtungen mit 
Singapur.
Die Verflechtungen innerhalb ASEANs wurden 
durch unilaterale Zollsenkungen sowie niedrigere 
Informations- und Transportkosten unterstützt. 
Da hierdurch die Meistbegünstigungszölle (MFN-
Zölle) für wichtige Produktgruppen in der Region 
bereits sehr niedrig waren, hatte die 2003 in Kraft 
getretene ASEAN-Freihandelszone (AFTA) selbst 
nur begrenzte Wirkung. Grundsätzlich kann man 
davon ausgehen, dass der Abstand zwischen MFN-
Zöllen und Präferenzzöllen mehr als 4% betragen 
muss, damit es sich für die Unternehmen lohnt, 
den Ursprungsregeln für Präferenzzölle gerecht zu 
werden. Daher wurden innerhalb der ASEAN-Län-
der lange Zeit nur rund 5% des Handels über Prä-
ferenzzölle abgewickelt.23 Damit die Zollsenkungen 
im Freihandelsabkommen zwischen ASEAN und 
China positive Auswirkungen auf  den Handel 
haben, müssen sie somit stärker als 4 Prozent-
punkte gesenkt werden. Im Durchschnitt sanken 
die Zölle in China von 9,8% auf  0,1% und in den 
ASEAN-Staaten von 12,8% auf  0,6% und überstei-
gen somit die 4%-Marge.
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1. Handelsbeziehungen zwischen China und 
ASEAN
China ist nach der EU und Japan der drittgrößte 
Außenhandelspartner der ASEAN-Staaten: Das 
Handelsvolumen hat sich in den vergangenen 
zehn Jahren versechsfacht auf  193 Mrd. Dollar. 
China exportiert vor allem Maschinen, Fahrzeuge 
und Elektronik nach ASEAN. 2008 stellten die 
elektronischen Erzeugnisse mit einem Anteil von 
25% (26,8 Mrd. Dollar) den größten Exportposten 
dar, gefolgt von Halbwaren (v. a. Stahl und Texti-
lien: 20%; 21 Mrd. Dollar), Maschinen (11%) und 
chemischen Erzeugnissen (10%). Elektronische 
Erzeugnisse machen mit rund 40 Mrd. Dollar wie-
derum fast die Hälfte der Exporte aus ASEAN 
nach China aus, während chemische Erzeugnisse 
rund 10% betragen. Im Bereich der ausländischen 
Direktinvestitionen (FDI) sieht das Bild allerdings 
ganz anders aus: China ist lediglich für 2 Prozent 
der FDI in den ASEAN-Ländern verantwort-
lich (2,18 Mrd. Dollar 2008), während die EU als 
größter Investor 27 Prozent und Japan 12 Prozent 
ausmachen.24
Die sechs ASEAN-Staaten versprechen sich 
von dem Freihandelsabkommen vor allem eine 
Zunahme ihres Exports nach China, niedrigere 
Produktionskosten durch Skalenerträge sowie stei-
gende Direktinvestitionen. Diese Hoffnung wird 
gestützt durch das hohe Wirtschaftswachstum in 
China, das 2009 nach Angaben des IWF 8,7 Pro-
zent betrug. Für 2010 wird für China bereits ein 
Wachstum von 10 Prozent prognostiziert. Dies 
steht in starkem Gegensatz zu den anderen großen 
Handelspartnern ASEANs, der EU und Japan, 
deren Wirtschaftsleistungen nach Angaben des 
IWF 2009 um -4,1 Prozent (Eurozone) bzw. -5,2 
Prozent sanken. Für 2010 wird lediglich ein Wachs-
tum von 1,2 Prozent bzw. 2,0 Prozent erwartet. 
Exportchancen für die ASEAN-Staaten ergeben 
sich (nach Abschaffung aller Zölle) vor allem im 
Bereich der verarbeitenden Industrie, der Automo-
bil- und der Elektroindustrie. China erhofft sich 
im Gegenzug durch das Freihandelsabkommen 
eine Erweiterung der Absatzmärkte in Südosta-
sien sowie einen sichereren Zugang zu Rohstof-
fen, insbesondere Palmöl, Gummi, Holz und Gas. 
Das ASEAN-Sekretariat geht davon aus, dass das 
ACFTA die Exporte von ASEAN nach China 
um 48 Prozent steigern wird und die chinesischen 
Exporte um 55 Prozent.25
Insbesondere für die chinesische Regierung ist 
das Abkommen mit ASEAN auch ein politisches 
Unterfangen. So bildet die ACFTA den Grund-
stein für das chinesische Ziel einer panasiatischen 
Gemeinschaft. Durch das Abkommen ergibt sich 
für China die Möglichkeit, seine politische Macht 
und seinen Einfluss in der Region zu erhöhen.
2. Das Freihandelsabkommen
Die Verhandlungen über das Freihandelsabkom-
men zwischen China und den ASEAN6-Staaten 
begannen im Jahr 2002; im November 2002 wurde 
das Rahmenabkommen von den Staats- und 
Regierungschefs unterzeichnet. 2004 wurde das 
Warenabkommen verabschiedet, gefolgt von einem 
Dienstleistungsabkommen 2007 und einem Inves-
titionsabkommen 2009. Seit Juli 2005 wurden die 
Zölle auf  Güter, für die keine Ausnahmen gelten, 
sukzessive gesenkt, von maximal 20% (2005), auf  
12% (2007), 5% (2009) und 0% (2010). Bis zum 
Jahr 2020 soll der Prozess für sämtliche ASEAN-
Mitglieder abgeschlossen werden. Bereits vor 
Inkrafttreten des Freihandelsabkommens wurde 
im Jahr 2004 von China ein »Early Harvest Pro-
gramme« initiiert, das die Handelsliberalisierung 
bestimmter Agrarprodukte vorziehen sollte. Dar-
unter befanden sich unter anderem Obst, Gemüse 
sowie Milch- und Tierprodukte.26
Mit Inkrafttreten des Freihandelsabkommens (Nor-
mal Track Programme) wurden die Zölle auf  7000 
Warengruppen abgeschafft, was einem Anteil von 
rund 90% aller Zolllinien entspricht. Von diesen 
Zolllinien sind die wesentlichen Handelsströme 
erfasst. Die Ursprungsregeln entsprechen dabei 
internationalen Standards mit einem Satz von 40% 
(inländischer Fertigungsanteil). Es besteht jedoch 
die Möglichkeit, die Abschaffung der Importzölle 
für maximal 150 Zolllinien bis zum Jahr 2012 
zurückzustellen.27 Die vier neueren ASEAN-Staa-
ten müssen den Prozess bis 2015 abgeschlossen 
haben. Zusätzlich kann jedes Mitgliedsland bis zu 
400 »sensitive« und »hochsensitive« Zolllinien auf  
einer Negativliste benennen, die von den Liberali-
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sierungen ausgenommen werden. Die Importzölle 
für sensitive Produkte sollen bis zum Jahr 2018 
auf  weniger als 5 Prozent sinken. Für so genannte 
hochsensitive Waren sollen die Zölle bis 2015 
auf  50 Prozent begrenzt sein. Es bleibt somit ein 
hoher Zollschutz bestehen. Insgesamt dürfen die 
Zolllinien auf  der hochsensitiven Liste jedoch nicht 
mehr als 40% der gesamten Zolllinien auf  der Sen-
sitivliste ausmachen. Die neueren ASEAN-Staaten 
folgen dann 2020 (sensitive Zolllinien) bzw. 2018 
(hochsensitiv). Neben diesen genannten Ausnah-
men können die Länder jederzeit gemäß Artikel 
12 und 13 des Abkommens Ausnahmen unter 
Berufung auf  den Schutz der eigenen Bevölkerung 
erlassen.28
Die Ausnahmeregelungen
Auch wenn die ASEAN-Region weltwirtschaftlich 
an Bedeutung gewinnt, so wird dieses Abkom-
men nichtsdestoweniger zwischen China mit einer 
großen Marktmacht und ASEAN als aufstre-
bende Region geschlossen. Vor allem die kleineren 
ASEAN-Staaten suchen daher in vielen Wirtschafts-
sektoren Schutz vor der chinesischen Konkurrenz. 
Insgesamt variieren die Ausnahmen zwischen den 
Volkswirtschaften in Anzahl und Wirtschaftssek-
toren. Grundsätzlich hat China große Vorteile 
durch das Abkommen, da es durch etablierte Indus-
triestandorte wie Guangzhou oder Nanjing positive 
Skaleneffekte in der Produktion erzielen kann. 
Zudem kann es an diesen Standorten von »Spillo-
ver«-Effekten profitieren. So stellt die Wirtschafts-
struktur großer, agglomerierter Unternehmen im 
industriellen Sektor für China einen Wettbewerbs-
vorteil gegenüber den kleineren ASEAN-Staaten 
dar. Ein weiterer Vorteil für China liegt darin, dass 
das Lohnniveau niedriger ist als in den ASEAN-
Ländern wie Indonesien, Malaysia, Singapur, Phil-
ippinen und Thailand. Dies hat zur Folge, dass 
China in arbeitsintensiven Sektoren wie Textil und 
Bekleidung einen Wettbewerbsvorteil hat. Zur Absi-
cherung wurden daher die protektionistischen Aus-
nahmelisten in das Abkommen aufgenommen.
– China hat insgesamt 279 Zolllinien auf  der 
Ausnahmeliste, weniger als Indonesien oder 
Malaysia. Darunter fallen unter anderem 
Reis, Mais, Zucker, Öl und Baumwolle, die als 
Haupterzeugnisse des chinesischen Agrarsektors 
sämtlich auf  der hochsensitiven Liste bleiben. 
Weitere Ausnahmen beziehen sich vor allem auf  
Fahrzeuge wie Autos, Lastwagen und Busse, die 
als hochsensitive Güter einen hohen Zollschutz 
behalten, sowie Autoteile und Motoren, die 
als sensitiv klassifiziert wurden. China ist nach 
Japan der zweitgrößte Produzent von Fahrzeu-
gen und möchte aufgrund bestehender Über-
kapazitäten seinen wachsenden Markt erst nach 
und nach für Importe aus ASEAN öffnen.29
– Indonesien, das größte Land Südostasiens, hat 
351 verschiedene Produkte von den Libera-
lisierungen ausgenommen. Es sieht sich mit 
einer vergleichbaren Wirtschaftsstruktur und 
der arbeitsintensiven Produktion im direkten 
Wettbewerb zu China und hat daher besondere 
Vorbehalte gegen das Abkommen. Indonesiens 
Textilsektor umfasst rund 1,4 Mio. Arbeitskräfte 
(20% der Beschäftigten) und mehr als 10% der 
Wertschöpfung der verarbeitenden Industrie. Er 
ist somit besonders betroffen von der Billig-
konkurrenz aus China, so dass viele Textilpro-
dukte und Schuhe als sensitiv zunächst von der 
Liberalisierung ausgenommen wurden. Weitere 
Ausnahmen sind Agrarprodukte wie Reis und 
Zucker, die als wichtige Agrargüter Indonesiens 
sogar als hochsensitiv klassifiziert wurden, und 
Chemierohstoffe wie Viskose und Polyurethane 
(sensitiv), die in der indonesischen Textil- und 
Kunststoffindustrie verwandt werden. Gleich-
zeitig hat Indonesien – wie auch die anderen 
drei Fahrzeugproduzenten in ASEAN, Thailand, 
Malaysia und die Philippinen – die Automobil-
industrie (Autos, Busse, Lastwagen und Motor-
räder) auf  die Liste der hochsensitiven Güter 
gesetzt. Somit bleiben die Zölle von 40% auf  
vollständig aufgebauten Einheiten und von 15% 
auf  vollständig zerlegten Einheiten bestehen. 
Indonesien will erst die eigene Automobilindus-
trie stärken, bevor es sich dem Wettbewerb aus 
China öffnet. Die Importzölle bei den gesamten 
Ausnahmen liegen zwischen 14 und 44 Prozent.30
– Malaysia ist auf  der einen Seite reich an natür-
lichen Ressourcen wie Palmöl, Kautschuk und 
Erdöl, nach denen in China eine große Nach-
frage besteht. Auf  der anderen Seite exportiert 
es auch einfache Fertigwaren und steht somit 
im intraindustriellen Wettbewerb mit anderen 
DGAPanalyse 3 | August 2010
13
Niedriglohnländern wie China und Indonesien. 
Daher finden sich auf  der Sensitivliste Malaysias 
– vergleichbar mit Indonesien – neben Textil-
produkten (Hemden, Hosen und Schuhen) auch 
verarbeitete Produkte wie Kerzen und Plastik-
flaschen oder auch Maschinen. Daneben hat es 
wie Indonesien Agrarerzeugnisse (Reis, Milch, 
Eier), Eisen- und Stahlprodukte sowie seine 
Automobilindustrie (Fahrzeuge und Autoteile) 
als hochsensitiv ausgenommen.31
– Auch Thailand und die Philippinen haben mit 
351 bzw. 346 Ausnahmen viele Zolllinien auf  
den Ausnahmelisten, die vor allem den Textil-
sektor (sensitiv), Agrarprodukte und Fahrzeuge 
(hochsensitiv) betreffen, um sich vor der Kon-
kurrenz aus China zu schützen. In Thailand 
sind vor allem die Elektro- und Kfz-Industrie 
volkswirtschaftlich von Bedeutung. Die größte 
Automobilindustrie der ASEAN-Staaten trägt 
10% zum BIP des Landes bei. China zählt 
bereits zu den wichtigsten Handelspartnern. 
Auf  den Philippinen macht die Elektroindus-
trie etwa zwei Drittel des Exports aus. China 
ist dabei der Haupthandelspartner mit 22% 
Anteil am Export. Der vergrößerte Absatzmarkt 
bringt große Chancen für beide Länder. Wenn 
die Zölle im Rahmen der Freihandelszone 
vollständig abgebaut sind, können gerade Thai-
land und die Philippinen als Teil logistischer 
Zuliefererketten in ihren Schlüsselindustrien 
profitieren.32
– Der Stadtstaat Singapur hat hingegen nur zwei 
Güter auf  seiner Ausnahmeliste (Bier und ein 
lokales Alkoholgetränk »Samsu«). Singapur 
weist eine – zu China komplementäre – kapital- 
und wissensintensive Wirtschaftsstruktur auf. 
Die Hauptexportgüter wie Mikrochips werden 
von China stark nachgefragt, so dass nur wenig 
Bedarf  besteht, Sektoren von den Liberalisie-
rungen auszunehmen.
– Auch Brunei hat vergleichsweise wenige Aus-
nahmen, da es vor allem von seinen hohen 
Erdöl- und Erdgasvorkommen lebt (69% des 
BIP), die in China nachgefragt werden. Die 
meisten hochsensitiven Ausnahmen beziehen 
sich auf  Automobile.33
Da die meisten Zölle, die im Rahmen des Abkom-
mens abgeschafft wurden, bei rund 5% lagen, 
gewinnen die nichttarifären Handelshemmnisse 
an Bedeutung. Die ASEAN-Mitglieder haben 
sich in dem Abkommen auch zur Abschaffung 
quantitativer und nichttarifärer Handelshemmnisse 
verpflichtet, es werden jedoch weder konkrete 
Maßnahmen noch ein Zeitplan aufgeführt. Auch 
das Problem der Korruption34 und der »Red-Tape«-
Barrieren (ausufernde Bürokratie) wird nicht im 
Abkommen behandelt, obwohl dies zu hohen 
Transaktionskosten im wirtschaftlichen Alltag die-
ser Länder führt.
Dienstleistungen und Investitionen
Neben der Liberalisierung des Warenhandels steht 
auch die Liberalisierung des Handels mit Dienst-
leistungen auf  der Agenda des Freihandelsabkom-
mens.35 Die im Jahr 2007 getroffenen Vereinba-
rungen umfassen gegenseitige Zugeständnisse beim 
Zugang zum Dienstleistungsmarkt. Dabei soll das 
Inländerprinzip gelten. China ist unter anderem 
bereit, seit Januar 2008 den Luftverkehr, Informati-
onsdienstleistungen, Managementberatung, Kultur, 
ökologische Dienstleistungen und Gebäudedienst-
leistungen zu liberalisieren.36 Indonesien liberalisiert 
im ersten Schritt u. a. das Bau- und Hotelgewerbe; 
Malaysia den Finanzsektor sowie die Gesundheits- 
und Informationsdienstleistungen; Thailand den 
Architektursektor, das Bildungswesen und den Tou-
rismus und die Philippinen Post, Reise- und Ener-
giedienstleistungen. Dabei gibt es jedoch in vielen 
Branchen spezielle Einschränkungen, die beispiels-
weise den Ausbildungsstand der Arbeitskräfte oder 
Eigenkapital bei Joint Ventures betreffen.
Im Bereich der Investitionen verständigten sich die 
Parteien darauf, geeignete Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die unter anderem die Gleichbe-
handlung von Investoren oder die Transparenz 
administrativer Vorschriften vorsehen. Dabei soll 
ein »Bewusstsein für eine ASEAN-China-Investi-
tionsregion«37 geschaffen werden. Im Bereich der 
Investitionen wurden im Abkommen Ausnahmen 
für Thailand und die Philippinen festgelegt. In 
Thailand muss jeder Investor durch staatliche 
Autoritäten geprüft werden (Artikel 3). Die Philip-
pinen behalten sich hingegen vor, Investoren unter 
Berücksichtigung auf  das Commonwealth Gesetz 
108 abzulehnen, das die Umgehung nationaler 
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Gesetze wie die Vortäuschung eines Kapitalstocks 
unter Strafe stellt (Artikel 15).38
3. Bewertung
Das ACFTA ist eines der ambitioniertesten 
Abkommen in der Region. Es ist beachtlich, dass 
es die ASEAN-Staaten und China geschafft haben, 
sich auf  ein Freihandelsabkommen zu einigen. 
So wurden tatsächlich die Zölle auf  90% aller 
Zolllinien abgeschafft, ohne dass diese Liberali-
sierungen durch strenge Ursprungsregeln wieder 
eingeschränkt wurden. Allerdings spielten die Par-
tikularinteressen in den Verhandlungen durchaus 
eine wichtige Rolle, was sich unter anderem in der 
langen Liste der Ausnahmen bemerkbar macht. 
Vor allem die Automobilindustrie bleibt durch 
ihren Status als hochsensitiv für lange Zeit durch 
hohe Schutzzölle abgeschirmt (50% bis 2015 ohne 
weitere Reduktionsverpflichtungen). Auch wich-
tige Agrarprodukte sind hochsensitiv, während die 
Textilindustrie und andere Halbwaren als sensitiv 
deklariert wurden. Maschinen und Motoren stehen 
ebenfalls teilweise auf  der Sensitivliste. Hier müs-
sen die Zölle bis 2018 auf  5% sinken; es gilt jedoch 
abzuwarten, ob dies tatsächlich auch umgesetzt 
wird. Zusätzlich gibt es keine Zeitpläne für die 
Abschaffung von nichttarifären Handelshemmnis-
sen, die angesichts ihrer negativen Auswirkungen 
in Südostasien gerade als Problem identifiziert und 
abgebaut werden müssten. Zentrale Probleme wie 
Korruption oder zu hohe Bürokratie werden nicht 
angegangen (Handelserleichterungen).
Ein weiteres Problem besteht darin, dass ASEAN 
gleichzeitig über Freihandelsabkommen mit Japan, 
Südkorea, Indien, Australien und Neuseeland 
verhandelt. Dabei liegt die Gefahr des »Spaghetti 
Bowls« nahe. Es wird schwierig sein, diese unter-
schiedlichen Freihandelszonen mit ihren unter-
schiedlichen Liberalisierungen und Ausnahmen zu 
koordinieren.
III. EU–ASEAN
Mit der »Global Europe«-Strategie von Oktober 
2006 setzt die EU nun vermehrt auf  so genannte 
neue Freihandelsabkommen. Als Zielländer wurden 
dabei aufgrund ihres Marktpotenzials unter ande-
ren Südkorea, Indien und die ASEAN-Region als 
Partner ausgewählt. Südkorea und ASEAN stan-
den zusätzlich im Fokus der EU, da Wettbewerber 
(China, USA und Japan) bereits Verhandlungen 
über eine Freihandelszone begonnen hatten. Die 
EU kann somit als Nachzügler in den Bemühungen 
um Handelsliberalisierung auf  den asiatischen 
Märkten gesehen werden.
Das Freihandelsabkommen mit Südkorea konnte 
im Oktober 2009 abgeschlossen werden; es bleibt 
jedoch fraglich, wie das Europäische Parlament 
darüber entscheidet. Das nächste Abkommen 
soll Ende 2010 mit Indien abgeschlossen werden. 
Allerdings hat die indische Regierung bereits deut-
lich gemacht, dass sie die Aufnahme von inter-
nationalen Arbeits- und Umweltstandards in die 
Verhandlungen ablehnt, die ein wichtiger Teil der 
europäischen Verhandlungsstrategie sind. Auch in 
den Verhandlungen über ein regionales Freihan-
delsabkommen zwischen ASEAN (ohne Myanmar 
und mit einem Sonderstatus für Laos und Kam-
bodscha) und EU gab es Probleme. Da kaum 
Fortschritte zu verzeichnen waren, wurden die Ver-
handlungen über eine Freihandelszone schließlich 
im März 2009 ausgesetzt.39 Im Dezember entschied 
daraufhin die Europäische Kommission, Gespräche 
über ein bilaterales Freihandelsabkommen mit 
Singapur aufzunehmen und im März 2010 wurden 
Gespräche mit Vietnam vereinbart. Wie kam es zu 
dieser Entwicklung und was unterscheidet sie von 
dem Abkommen Chinas mit ASEAN?
1. Handelsbeziehungen zwischen EU und 
ASEAN
Die ASEAN-Staaten zusammen genommen bilden 
den fünftwichtigsten Handelspartner der EU27. 
2008 machte der bilaterale Handel 135 Mrd. Euro 
aus. Im Jahr 2008 exportierte die EU 4,3% ihrer 
Waren im Wert von 56 Mrd. Euro in die ASEAN-
Staaten.40 Den Hauptanteil der ausgeführten Waren 
machen Maschinen und Fahrzeuge (44%) aus. Die 
wichtigsten Handelspartner der EU innerhalb 
von ASEAN sind Singapur und Malaysia, auf  die 
im Jahr 2008 60% der EU-Exporte in die Region 
entfielen. Dabei ist Singapur mit einem Anteil von 
40% an den EU-Exporten (22 Mrd. Euro) der 
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dominierende Außenhandelspartner. Im Jahr 2008 
stammten 28% aller EU-Exporte nach ASEAN im 
Wert von 15 Mrd. Euro aus Deutschland. Darunter 
befanden sich vor allem Maschinenbauerzeugnisse, 
Elektronikgüter und Fahrzeuge. Daher könnte 
gerade Deutschland von einer Liberalisierung des 
Handels mit ASEAN profitieren. Beim Import 
betrug der Anteil der ASEAN-Einfuhren in die 
EU27 5,1% (2008). Hierbei handelt es sich vor 
allem um Maschinen (27%), Textilerzeugnisse 
(11%) und Chemikalien (8%).41
Die EU27 ist der zweitgrößte Außenhandelspart-
ner für die ASEAN-Länder, nach Japan und vor 
China und den USA. Im Jahr 2008 entfielen 12% 
des Handels der ASEAN-Mitglieder auf  die EU27. 
China ist für 11% des Außenhandels verantwortlich 
und damit ähnlich gegenüber ASEAN positioniert 
wie die EU. Die EU weist jedoch ein Außenhan-
delsdefizit mit ASEAN auf, während China einen 
Überschuss verzeichnet. Die EU ist allerdings bei 
weitem der größte Investor in ASEAN mit 27% 
aller FDI (2008). Singapur zieht dabei die überwie-
gende Mehrheit an Investitionen an.42
2. Verhandlungen über Freihandels-
abkommen mit ASEAN, Singapur und 
Vietnam
Im Juli 2003 wurde die »Trans-Regional EU-
ASEAN Trade Initiative« (TREATI) als zentrales 
Element der Kommissionsinitiative über eine »Neue 
Partnerschaft mit Südostasien« ins Leben geru-
fen. Ziel war es, durch Dialog und regulatorische 
Zusammenarbeit die bilateralen Handels- und Inves-
titionsbeziehungen zwischen den Handelspartnern 
fördern.43 Im Mittelpunkt sollten die nichttarifären 
Handelshemmnisse zwischen den Handelspartnern 
stehen, wie sanitäre und phytosanitäre Standards bei 
Agrar- und Fischereiprodukten, Industriestandards 
und technische Handelsbarrieren für Elektroartikel, 
sowie Forstwirtschaft und Holzprodukte. Als Quer-
schnittsthemen sollten die Bereiche Handelserleich-
terung und Investitionen besprochen werden. Ziel 
von TREATI war es, die Kooperation zwischen 
den Handelspartner langsam zu vertiefen, vom 
anfänglichen Informationsaustausch bis hin zu regu-
latorischen Verpflichtungen.44 Aus den TREATI-
Bestrebungen resultierten schließlich Workshops 
und Seminare in den genannten Bereichen. Bei 
dieser Agenda wurden jedoch für die EU wichtige 
Bereiche wie strenge Regeln zum Schutz geistigen 
Eigentums (TRIPS) nicht abgedeckt.
2005 wurde schließlich vom damaligen EU-Han-
delskommissar Peter Mandelson und den Wirt-
schaftsministern der ASEAN-Staaten eine »Vision 
Group« mit hochrangigen Wirtschaftsexperten ins 
Leben gerufen, die die Möglichkeit von neuen Ini-
tiativen – inklusive eines Freihandelsabkommens 
– überprüfen sollte.45 Ihre Beurteilung fiel positiv 
aus, da nach Ansicht der Experten besonders die 
Liberalisierung des Handels mit Dienstleistungen 
positive Wohlfahrtseffekte generieren würde. Im 
Oktober 2006 wurde ASEAN schließlich im Rah-
men der »Global Europe«-Initiative als Priorität 
zum Abschluss eines Freihandelsabkommens ein-
gestuft. Daraufhin befähigte der Rat im April 2007 
die Europäische Kommission, mit den ASEAN-
Staaten Verhandlungen über eine Freihandelszone 
aufzunehmen. Ziel war eine umfassende Liberali-
sierung, die auch WTO-plus-Themen beinhalten 
sollte. In den darauffolgenden Verhandlungsrunden 
wurden sechs Expertengruppen eingerichtet für 
Dienstleistungen und Investitionen, Ursprungsre-
geln, sanitäre und phytosanitäre Standards, tech-
nische Handelsbarrieren, Zollabfertigungs- und 
Handelserleichterungen sowie Streitschlichtung.46
Aufgrund der nur zähen Verhandlungsfortschritte 
wurde auf  dem siebten Treffen des Ausschusses 
zur EU-ASEAN-Freihandelszone in Kuala Lumpur 
Anfang März 2009 beschlossen, die Verhandlungen 
bis auf  weiteres auszusetzen. Für viele ASEAN-
Staaten war es unmöglich, die umfassenden Libe-
ralisierungsziele der EU für die Region als Ganzes 
umzusetzen. Des Weiteren konnte sich die EU mit 
ihrer Forderung nach Einhaltung der Menschen-
rechte in Myanmar nicht gegen die Geschlossen-
heit der ASEAN-Staaten durchsetzen. Daraufhin 
einigten sich die EU-Staaten im Dezember 2009, 
den regionalen Ansatz aufzugeben und mit einzel-
nen ASEAN-Ländern bilaterale Verhandlungen 
über ein Freihandelsabkommen aufzunehmen. 
Diese Abkommen sollen als Bausteine für ein 
regionales Abkommen mit allen ASEAN-Staaten 
dienen. Zunächst wurden bilaterale Verhandlungen 
mit Singapur über ein umfassendes Freihandelsab-
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kommen aufgenommen; die erste Verhandlungs-
runde fand bereits Anfang März 2010 statt. Dabei 
wurden sämtliche WTO-plus-Themen, die im Rah-
men des regionalen Abkommens zwischen ASEAN 
und EU verhandelt werden sollten, beibehalten. 
Im Zentrum der Diskussion standen die Themen 
Warenhandel, Ursprungsregeln, Schutzmaßnah-
men im Handel (trade remedies), Dienstleistungen, 
Investitionen, TRIPS, sanitäre und phytosanitäre 
Standards, technische Handelsbarrieren, Wettbe-
werbsregeln, nachhaltige Entwicklung und Streit-
schlichtung. Die zweite Verhandlungsrunde fand 
vom 31. Mai bis zum 4. Juni 2010 in Brüssel statt. 
EU-Handelskommissar Karel De Gucht betonte, 
dass das Abkommen mit Singapur ein wichtiger 
Ausgangspunkt für die Annäherung an die asia-
tische Region sei. Singapur soll als Einfallstor zum 
gesamten ASEAN-Markt dienen.47
Singapur bietet sich insofern als erster Verhand-
lungspartner für die EU an, als es der größte 
Handelspartner der EU innerhalb der Region ist. 
Zusätzlich gibt es bereits zum jetzigen Zeitpunkt 
sehr enge Investitionsbeziehungen. Singapur ist 
das mit Abstand ambitionierteste Land unter den 
ASEAN-Staaten und bereit, über WTO-plus-The-
men zu verhandeln, die für andere ASEAN-Staaten 
möglicherweise ein Problem darstellen. Es nahm 
bereits im Abkommen mit China (ACFTA) die 
wenigsten Güter von der Liberalisierung aus. Die 
sehr offene Volkswirtschaft ist exportorientiert und 
verfügt bereits über Freihandelsabkommen mit 
China, Japan, Südkorea, Australien und den USA.48 
Das Land unterscheidet sich auch wirtschaftlich 
vom Rest der ASEAN-Staaten: Das BIP pro Kopf  
(2009: 38 972 Dollar) ist vergleichbar mit dem 
Japans.49 Auch der Anteil des Dienstleistungssektors 
(v. a. Finanzdienstleistungen) ist mit 73% wesentlich 
höher als bei Ländern wie Indonesien (38%) oder 
Thailand (44%). Singapur ist bereits heute einer der 
größten Dienstleistungshandelspartner der EU, die 
sich durch Liberalisierungen in diesem Bereich ein 
enormes Wachstumspotenzial erhofft.
In einem nächsten Schritt kündigte Kommissar 
De Gucht Anfang März 2010 an, bilaterale Ver-
handlungen mit Vietnam zu beginnen, da das Land 
großes Interesse an einem solchen Abkommen 
bekundet hatte. Auch in diesem Falle ist das Man-
dat der EU für die Verhandlungen identisch: Es 
sollen auch hier ehrgeizige WTO-plus-Themen 
verfolgt werden. So bleibt die Breite der Themen 
bei allen Verhandlungen zwischen der EU und 
einzelnen ASEAN-Staaten gleich; das Entwick-
lungsstadium soll dann über Laufzeiten und Über-
gangsfristen berücksichtigt werden. Ziel ist es somit, 
mit dem gleichen Level an Ambitionen einzelne 
Abkommen mit den ASEAN-Staaten zu schließen 
und auf  diesem Wege zu einem regionalen Abkom-
men zu gelangen. Als Vorbild könnte Japan dienen, 
das mit allen ASEAN-Staaten bilaterale Abkom-
men geschlossen hat sowie mit dem ASEAN-Ver-
bund als ganzes.
Innerhalb der ASEAN-Region ist Vietnam der 
fünftwichtigste Handelspartner der EU27 mit 
einem bilateralen Warenhandel von rund 12 
Mrd. Euro.50 Es gehört zu den wirtschaftlich 
dynamischen Ländern mit einem jahresdurch-
schnittlichen BIP Wachstum von fast acht Prozent 
(2003–2008) und kann somit zu den asiatischen 
Tigerstaaten gezählt werden. Selbst im Krisenjahr 
2009 schaffte Vietnam ein Wachstum von 5,3 Pro-
zent. Nach IWF-Schätzungen soll die vietname-
sische Volkswirtschaft bereits 2012/13 mit einem 
BIP-Wachstum von 7% wieder das Vorkrisenniveau 
erreichen.51 Mit steigendem Wohlstand wird auch 
die Nachfrage nach qualitativ hochwertigen Gütern 
aus Europa zunehmen. Vietnam hat vor allem 
Bedarf  an industriellen Maschinen und High-Tech-
Equipment. Nicht zuletzt aufgrund seines Arbeits-
kräftepotenzials ist die Volkswirtschaft attraktiv für 
FDI. In Vietnam sind mehr als die Hälfte der 85 
Millionen Menschen unter 30 Jahre.52 Dabei wächst 
langsam eine kaufkräftige Mittelschicht heran.
Des Weiteren gibt es bereits erste Signale, dass 
Malaysia Interesse hat, als nächstes Land mit der 
EU über ein Freihandelsabkommen zu verhandeln.
3. Vergleich mit ACFTA
China und die EU haben beide die Wachstums-
potenziale von ASEAN erkannt und erwarten 
wirtschaftliche Vorteile von der Gründung einer 
Freihandelszone mit der Region. Beide Verhand-
lungspartner sahen sich dabei mit den gleichen 
Problemen konfrontiert: der Heterogenität der 
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ASEAN-Staaten und der daraus resultierenden 
Schwierigkeiten bei Verhandlungen.53 In der Folge 
haben die EU und China unterschiedliche Liberali-
sierungsansätze gewählt. Die Ansätze unterscheiden 
sich primär in drei Punkten: der Vorgehensweise, der 
Struktur der Handelsbeziehungen und in den Zielen.
(1) Die Vorgehensweise Chinas erfolgte schritt-
weise: Im Jahr 2004 stand die Liberalisierung des 
Warenhandels auf  der Agenda, 2007 folgte die 
Liberalisierung des Dienstleistungshandels und 
2009 das Abkommen über Rahmenbedingungen 
für Investitionen. Seit Dezember 2009 bestehen 
zudem Absichtserklärungen in den Bereichen 
geistiges Eigentum, technische Regulierungen und 
Industriestandards.54 Die Freihandelszone konzent-
riert sich auf  den Zollabbau (mit Ausnahmelisten), 
während andere Themen wie Dienstleistungen oder 
Investitionen recht vage bleiben. Außerdem nahm 
China eine explizite Differenzierung zwischen den 
ASEAN-Staaten vor: Einerseits erfolgte die Tren-
nung in die etablierten ASEAN6 und die neueren 
ASEAN4-Staaten, zudem wurde die Möglichkeit 
individueller Regelungen eingeräumt. Damit ver-
suchte China, die vorhandenen Unterschiede zwi-
schen den ASEAN-Staaten zu berücksichtigen. Die 
Teilnahme aller ASEAN-Staaten wurde – um den 
Preis von Ausnahmeregelungen und individuellen 
Zeitplänen – in Kauf  genommen.55
Im Gegensatz dazu sucht die EU wie auch die USA 
umfassende Abkommen mit ASEAN und nahm 
von Beginn an alle angestrebten Punkte mit allen 
ASEAN-Staaten auf  eine Verhandlungsagenda. So 
standen neben einer umfassenden Liberalisierung 
des Waren- und Dienstleistungssektors zahlreiche 
WTO-plus-Themen auf  der Agenda. Selbst zwi-
schen den ASEAN-Staaten herrscht Uneinigkeit 
über diese Themen. Dadurch rückte eine zeitnahe 
Einigung mit den verschiedenen Positionen der 
ASEAN-Mitglieder in weite Ferne. Die Verhand-
lungen zwischen EU und ASEAN als Region sind 
somit vorläufig gescheitert.
(2) Die Struktur der Handelsbeziehungen zwischen 
China und ASEAN bzw. der EU und ASEAN ist 
unterschiedlich und wirkte sich auf  die Behandlung 
und ggf. Priorisierung der Verhandlungspartner aus. 
Chinas Struktur der Handelsbeziehungen mit den 
ASEAN-Ländern ist relativ gleichmäßig, d. h. China 
verfügt über ähnliche Handelsbeziehungen mit den 
ASEAN-Staaten, ohne eine starke Priorisierung 
vorzunehmen.56 China hatte daher ein Interesse, 
die Liberalisierung vieler ASEAN-Staaten zu for-
cieren. So kann es von Ressourcen aus Brunei und 
Malaysia oder von den Konsumgütermärkten Thai-
lands und Indonesiens profitieren.
Demgegenüber ist die Handelsstruktur der EU mit 
ASEAN asymmetrisch: Die EU unterhält zum über-
wiegenden Teil Handelsbeziehungen mit Singapur 
und Malaysia. Das spiegelt sich auch in der Wahr-
nehmung der ASEAN-Staaten wider: Eine empi-
rische Studie aus dem Jahr 2008 hat ergeben, dass 
die EU nicht von allen ASEAN-Ländern als ein 
wichtiger Handelspartner wahrgenommen wird.57 
Dies führt dazu, dass die Kosten der Verhandlung 
(Zeit, Zugeständnisse) mit allen ASEAN-Mitglie-
dern deutlich höher sind als bei einer Einigung 
auf  bilateraler Ebene. Daher entschloss sich die 
EU, von einer regionalen Freihandelszone zunächst 
abzusehen und auf  bilateraler Ebene zu verhandeln.
(3) Zuletzt variieren die angestrebten Ziele der EU 
und Chinas gegenüber den ASEAN-Staaten. China 
konzentriert sich im Rahmen des Abkommens 
auf  handelspolitische Themen, auch wenn dies 
vor dem Hintergrund der strategischen politischen 
und ökonomischen Einflussnahme in der Region 
geschieht. Die EU will hingegen mehr Themen 
ansprechen, die auch über den Regulierungsbe-
reich der WTO hinausgehen. So sollen parallel 
zu den Handelsverhandlungen auch politische 
Themen verfolgt werden, die u. a. Menschenrechte, 
Arbeits- und Umweltstandards oder Massenver-
nichtungswaffen umfassen und zusammen mit den 
handelspolitischen Themen abgeschlossen werden 
müssen. Hierbei regt sich jedoch – ähnlich wie im 
Fall von Indien – Widerstand in der Region. Diese 
politischen Themen erschweren somit den erfolg-
reichen Verlauf  der Verhandlungen.
4. Bewertung
Die EU und China haben unterschiedliche Wege 
gewählt, um den Handel mit den ASEAN-Staaten 
zu liberalisieren. China hat erfolgreich die gesamte 
Region eingebunden und konnte die Verhand-
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lungen mit ASEAN abschließen, wenn auch auf  
dem kleinsten gemeinsamen Nenner mit zahl-
reichen Ausnahmeregelungen. Die EU versucht 
hingegen, einzelne Abkommen mit ASEAN-Staa-
ten zu schließen, die als Baustein für ein gesamtes 
Abkommen mit der Region dienen sollen. Dabei 
stellt sich jedoch die Frage, ob die EU mit ihrem 
umfassenden Anspruch, der gleichzeitig auch 
politische Themen beinhaltet, erfolgreich sein 
kann. Das Abkommen mit Singapur wird höchst-
wahrscheinlich am einfachsten abzuschließen sein, 
da Singapur als sehr offene Volkswirtschaft mit 
hohem Dienstleistungs- und Technologieanteil 
grundsätzlich für Freihandelsbestrebungen ein-
tritt. Doch auch Singapur hat sich schon dagegen 
ausgesprochen, dass die EU mit ihren Handelsab-
kommen versucht, westliche Werte zu exportieren. 
Mit den weniger entwickelten ASEAN-Staaten 
wird es noch schwieriger, die zahlreichen WTO-
plus-Themen umzusetzen. China verfügt somit 
über einen zeitlichen Verhandlungsvorsprung mit 
ASEAN gegenüber der EU. Welche Vorgehens-
weise vernünftiger war, werden die Entwicklungen 
der Freihandelszone ACFTA und die bilateralen 
Verhandlungen der EU zeigen. Das Ergebnis hängt 
auch von den internen Entwicklungen der ASEAN-
Region ab. Zum jetzigen Zeitpunkt scheint die EU 
jedoch ins Hintertreffen geraten zu sein.
Stellt die Umsetzung der ACFTA bereits einen 
Nachteil für die EU dar? Verliert sie an Wettbe-
werbsfähigkeit in der Region? Grundsätzlich ja, 
da 90% aller Zolllinien auf  Null gesenkt wurden, 
während die Europäer teilweise hohen Zollmauern 
gegenüberstehen. Allerdings sind für die EU und 
Deutschland wichtige Sektoren wie Automobile 
oder Maschinenbau in ACFTA als hochsensitiv 
oder sensitiv deklariert und werden noch einige Zeit 
weiter durch hohe Zollmauern geschützt bleiben.
IV. Bau- oder Stolpersteine für die 
multilaterale Liberalisierung?
Die regionalen Handelsabkommen ACFTA und 
EU-ASEAN sind nur zwei aus einer Vielzahl von 
neuen Handelsverträgen weltweit. Jenseits der für 
jedes Land individuellen ökonomischen und poli-
tischen Gründe für diese Abkommen muss sich der 
Blick auch über den nationalen Horizont hinaus 
auf  die globalen ordnungspolitischen Implikationen 
des neuen Bilateralismus richten.
Insbesondere ist dabei die Frage zu stellen, ob bila-
terale Handelsabkommen die multilaterale Einigung 
im Rahmen der WTO befördern oder behindern. 
Dieser Aspekt wird unter dem Stichwort »Big Regi-
onalism« sehr facettenreich diskutiert, kann hier 
aber nur in seinen wesentlichen Argumenten wie-
dergegeben werden.58
Insgesamt spricht vieles dafür, dass der neue Bilate-
ralismus per saldo die multilaterale Liberalisierung 
behindert oder wie Bhagwati metaphorisch sagt, 
dass bilaterale Handelsabkommen wie Termiten 
das multilaterale Handelssystem immer mehr 
aushöhlen.59 Damit droht auch von dieser Front 
eine Gefahr für die Doha-Runde und mittelfristig 
möglicherweise auch für das bestehende Regelwerk 
der WTO, das als Rückgrat eines verlässlichen Welt-
handels zu leicht als selbstverständlich angesehen 
werden könnte.
1. Argumente und Probleme der 
Bausteinthese
Ein wichtiges Argument für die Bausteinthese liegt 
darin, dass ein bilaterales Abkommen für die hei-
mischen Industriezweige, die auf  der Importseite 
mit Anbietern aus dem Partnerland konkurrieren, 
mehr Konkurrenz bedeutet und diese entweder 
effizienter werden oder sie schrumpfen lässt. Damit 
verbindet sich die Hoffnung, dass der politische 
Einfluss der so genannten Importsubstitutions-
industrie gegen eine multilaterale Liberalisierung 
geringer wird. Dafür hat sich (nach Baldwin) der 
Fachterminus Juggernaut-Effekt (von englisch: 
juggernaut als »powerful force«) eingebürgert, dem-
gemäß sich die Liberalisierung quasi unaufhaltbar 
immer weiter vorarbeitet.
Das gilt besonders für Nord-Süd-Handelsabkommen 
und mit Blick auf  Entwicklungsländer. So sanken 
etwa in Mexiko – trotz hoher MFN-Zölle – die 
Preise der Importbranchen stark, weil – bei nied-
rigeren MFN-Zöllen in den USA – der stärkere Wett-
bewerbsdruck in den USA dort zu niedrigen Preisen 
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für handelbare Güter führte und dies aufgrund der 
Zollfreiheit im Rahmen von NAFTA auf  die mexi-
kanischen Preise durchschlug. Da die MFN-Zölle so 
kaum noch eine Schutzwirkung entfalteten, verrin-
gerte sich der Widerstand der mexikanischen Import-
branchen gegen eine multilaterale Liberalisierung.60
Demgegenüber relativiert das Beispiel der Agrar-
industrie dieses Argument. So haben die EU (und 
viele andere Staaten) vor allem die sensitiven Sek-
toren der Agrarindustrie in bilateralen Abkommen 
oft von Zollsenkungen ausgenommen und so den 
Anpassungsdruck verringert. Darüber hinaus kann 
nicht erwartet werden, dass Agrarsubventionen 
in bilateralen Abkommen abgebaut werden, da 
ein solcher Schritt auch allen Drittstaaten zugute 
kommen würde; hier kann ein Fortschritt allein 
auf  dem multilateralen Weg erzielt werden. Alles 
in allem spricht wenig dafür, dass der ohnehin sehr 
starke Lobbyeinfluss der Agrarprotektionisten in 
vielen Ländern und gerade auch der EU, der die 
Doha-Runde immer wieder entscheidend gebremst 
hat, durch bilaterale Handelsabkommen nennens-
wert geschwächt wird.
Gemäß einem weiteren Baustein-Argument können 
bilaterale Handelsabkommen unter wirtschaftlich 
sehr wichtigen Ländern Drittstaaten dazu bringen, 
stärker auf  die multilaterale Einigung zu drängen, 
um das Ausmaß der Diskriminierung gegen sie 
zu mindern. Bergsten nennt dies das Prinzip der 
»competitive liberalisation«.61 In der länger zurück 
liegenden Vergangenheit dürfte dies in der Tat 
eine Rolle gespielt haben, etwa als Anreiz für die 
USA, sich multilateral zu engagieren, um die Han-
delsumlenkung durch die EG in den sechziger bis 
achtziger Jahren zu konterkarieren. Oder für die 
EU, die durch die Gründung der NAFTA Anfang 
der neunziger Jahre einen Anreiz hatte, ihre Blo-
ckadehaltung in der Uruguay-Runde aufzugeben. 
Doch nach dem Aufkommen des Bilateralismus 
und des Wettlaufs um die Märkte scheinen heute 
bilaterale Abkommen nicht mehr die multilaterale 
Liberalisierung zu fördern, sondern weitere bilate-
rale Handelsverträge. So ist auch die EU aufgrund 
der Wettbewerbssituation (USA, China und Japan) 
daran interessiert, vor allem mit asiatischen Staaten 
bilaterale Abkommen zu schließen, auch wenn das 
letztlich auf  Kosten der Doha-Runde geht.
Damit verliert auch das Argument an Bedeutung, 
dass die Existenz von regionalen Handelsabkom-
men (wie EU, EFTA, NAFTA) seit den sechziger 
Jahren generell eine positive Rolle spielte und es 
sogar im Zuge der Juggernaut- und Dominoeffekte 
ein produktives Miteinander gegeben hat, bei dem 
sich regionale und multilaterale Liberalisierung 
Hand in Hand entwickelten.62
2. Argumente für die Stolpersteinthese
Als Stolpersteine für die multilaterale Liberalisie-
rung wirken bilaterale Handelsverträge dagegen 
in mehrfacher Hinsicht. Erstens lässt sich dies aus 
einer polit-ökonomischen Perspektive zeigen. Der 
auf  mehr Marktzugang im Ausland zielende Lobby-
druck der Exportindustrien spielt für die Handels-
liberalisierung polit-ökonomisch eine zentrale Rolle. 
Exporteure wirken dabei als Gegengewicht zum 
Liberalisierungswiderstand des Agrarsektors und 
anderer importsubstituierender Industrien. Denn 
mehr Marktzugang im Ausland ist im Zuge der 
Reziprozität nur gegen Liberalisierungszugeständ-
nisse des eigenen Landes zu erreichen. Handelspoli-
tiker wägen folglich beide Interessen gegeneinander 
ab. Je stärker der Lobbydruck der Exportindustrie, 
desto höher dürften tendenziell die Zugeständnisse 
sein, die die Handelspolitiker den bremsenden 
Branchen abverlangen. Entscheidend ist hier: Bilate-
rale oder regionale Handelsabkommen können den 
Lobbydruck der Exportbranchen für die multilate-
rale Liberalisierung entscheidend schwächen.63
– Sie schaffen mit den »künstlichen« Wettbe-
werbsvorteilen gegenüber Drittländern Besitz-
stände für die Exportindustrien, die durch eine 
multilaterale Liberalisierung reduziert würden. 
Dagegen wehren sich die profitierenden Länder 
und Branchen naturgemäß. Dies wird mit Blick 
auf  die armen Entwicklungsländer – allen voran 
die AKP-Staaten – unter dem Stichwort Präfe-
renzerosion diskutiert, ist aber auch für jedes 
andere Abkommen relevant. Die Widerstände 
gegen eine multilaterale Liberalisierung sind 
dann besonders hoch, wenn wichtige Wettbe-
werber noch kein Abkommen mit dem betref-
fenden Handelspartner haben. Wenn es etwa 
der EU gelänge, als erstem großen Industrieland 
mit Indien ein bilaterales Handelsabkommen 
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zu schließen, dürften die davon profitierenden 
EU-Exporteure einem multilateralen Abkom-
men kritischer gegenüberstehen, da Indien seine 
Handelsbarrieren damit auch gegenüber den 
übrigen WTO-Mitgliedern senken würde. Ähn-
liches gilt für Südafrika, mit dem die EU als ein-
ziges Industrieland ein Handelsabkommen hat.
– Auch für die nahe Zukunft avisierte bilaterale 
Handelsabkommen können der multilateralen 
Liberalisierung schaden, denn sie offerieren 
neuen Marktzugang für die Exportindustrien. 
Wenn die Handelspolitik bilaterale Abkommen 
in ihre Strategie einschließt, wird sich daher 
die Lobbyarbeit der Exportbranchen für die 
multilaterale Liberalisierung verringern. In der 
Tat hört man immer wieder von erfahrenen 
Verhandlungsführern in Brüssel und Genf, dass 
die europäische Exportindustrie im Laufe der 
Uruguay-Runde einen deutlich stärkeren Druck 
entfaltet habe als in jüngerer Zeit. Damit gab es 
in der EU ein zu geringes Gegengewicht gegen 
die Interessen der Agrarprotektionisten. Dies 
ist insofern besonders abträglich für die Doha-
Runde, weil hier das Agrardossier von den 
Entwicklungs- und Schwellenländern (sowie den 
USA) in den Vordergrund gerückt wurde. Aus 
deren Sicht haben nicht ausreichende Zuge-
ständnisse beim Agrarprotektionismus der EU 
(und anderer Länder) daher dazu beigetragen, 
dass die Schwellenländer aus Sicht der EU-
Exportindustrie nur geringe Zugeständnisse 
bei Industriewaren (NAMA) und Dienstleistun-
gen (GATS) machen. Die Aussicht auf  neuen 
Marktzugang durch bilaterale Handelsabkom-
men für die Exportwirtschaft hat auf  diese 
Weise die Doha-Runde sicherlich gebremst.
Zweitens sind bilaterale Abkommen gerade aus 
Sicht der großen Wirtschaftsnationen wie der EU 
und der USA attraktiver, weil sie hier mit dem 
Zugang zu ihrem großen Markt wuchern und somit 
von den meist wesentlich kleineren Partnerländern 
oft größere Liberalisierungen erreichen als auf  dem 
multilateralen Weg. Insofern können bilaterale Han-
delsabkommen auch politisch als Machtinstrumente 
eingesetzt werden.
Drittens besteht gerade auch mit Blick auf  das 
zuvor geschilderte Argument bei der außen- oder 
machtpolitischen Nutzung von bilateralen Handels-
abkommen für die Industriestaaten ein Anreiz, mul-
tilaterale Zollzugeständnisse zurückzuhalten. Diese 
können dann den bilateralen Partnern gewährt 
werden, etwa um in diesen Ländern höhere Arbeits- 
und Sozialstandards oder eine bessere Terror- oder 
Drogenbekämpfung zu erreichen. Auch der ent-
wicklungspolitische Ansatz der EU gegenüber den 
AKP-Staaten beruht mit darauf, diesen Ländern 
Zollpräferenzen einzuräumen, was durch die multi-
laterale Liberalisierung erschwert würde.
Viertens droht eine Gefahr für das bestehende 
multilaterale Handelsregelsystem, wenn bilaterale 
Abkommen dazu führen, dass die WTO zuneh-
mend umgangen wird. Dies erscheint beispielsweise 
mit Blick auf  schnellere bilaterale Streitschlich-
tungsmechanismen, wie sie die EU und Südkorea 
vereinbart hat, von hoher aktueller Relevanz.
3. WTO-plus-Themen und die Bau- oder 
Stolpersteinfrage
Bei »neuen« Handelsthemen wie etwa bei Dienst-
leistungen und Produktstandards, bei denen sich 
in der Doha-Runde wohl nur wenig bewegen wird, 
sowie bei den »Singapur-Themen« Investitionen, 
Wettbewerb und öffentliches Auftragswesen, die 
seit 2003 in Genf  nicht mehr verhandelt werden, 
bieten bilaterale Handelsabkommen zunächst die 
Chance, wesentlich über die WTO-Regeln hinaus-
zugehen.64 Daher ist auch oft von WTO-plus-The-
men die Rede.
Hier scheinen Bilateralismus und Multilateralismus 
Hand in Hand zu gehen, da neue bilaterale Han-
delsabkommen den Weg für eine spätere multilate-
rale Einigung bereiten können. Etwa,
– weil die bislang geschützten Industrien 
schrumpfen und somit weniger Lobbydruck 
ausüben können,
– weil Entwicklungs- und Schwellenländer 
positive Erfahrungen mit der Liberalisierung 
machen, da ihre Wirtschaft durch einen effizi-
enteren Dienstleistungssektor oder eine bessere 
Wettbewerbspolitik produktiver wird – eine 
Wirkung, die durch die multilaterale Liberalisie-
rung noch verstärkt würde, weil sie den Wett-
DGAPanalyse 3 | August 2010
21
bewerb unter den effizientesten ausländischen 
Anbietern ermöglicht,
– weil es zu einer generellen Deregulierung kom-
men kann, die sich auch für Drittstaaten positiv 
auswirkt,65
– oder weil verschiedene Liberalisierungswege in 
einem institutionellen Wettbewerb miteinander 
getestet werden, von denen sich später die bes-
ten auf  multilateraler Ebene implementieren 
lassen.
Dies sind zweifellos recht starke Argumente. Doch 
auch bei den WTO-plus-Themen drohen wichtige 
Nachteile für die multilaterale Liberalisierung.
– Auch hier droht die Gefahr, dass Branchen, 
die von den bestehenden bilateralen Handels-
abkommen profitieren, gegen die drohende 
Präferenzerosion opponieren, etwa wenn ihnen 
einseitige Zugeständnisse bei Niederlassungs-
rechten, öffentlichen Ausschreibungen oder der 
gegenseitigen Anerkennung von Produktstan-
dards (und diesbezüglichen Prüfverfahren) gege-
ben wurden.
– Ebenso schwächen durch avisierte bilaterale 
Handelsabkommen in Aussicht gestellte Vorteile 
bei WTO-plus-Themen den Anreiz der Export-
branchen, für die multilaterale Liberalisierung 
intensive Lobbyarbeit zu leisten, was im Gegen-
zug protektionistischen Interessen in der EU ein 
Übergewicht zu geben droht.
– Darüber hinaus besteht auch hier der Anreiz 
für Entwicklungs- und Schwellenländer, 
im multilateralen Kontext Zugeständnisse 
zurückzuhalten, um sie bei bilateralen Han-
delsabkommen gegen möglichst hohe Zuge-
ständnisse der Gegenseite zu vermarkten. Oder 
damit die Entwicklungs- und Schwellenländer 
bei Nord-Süd-Abkommen, bei denen sie wegen 
der Übermacht der Industriestaaten meist 
asymmetrische Zugeständnisse machen müssen, 
ein ausreichendes Potenzial an vertretbaren 
Zugeständnissen haben, aus dem sie schöpfen 
können. Tatsächlich haben viele Schwellenlän-
der bei bilateralen Abkommen im Dienstleis-
tungshandel deutlich höhere Zugeständnisse 
gemacht als in Genf.66
– Schließlich kann das Argument kritisch hinter-
fragt werden, im institutionellen Wettbewerb 
über Regelungen von WTO-plus-Themen 
würde der Weg für die multilaterale Liberali-
sierung bereitet. Denn es ist durchaus denkbar, 
dass – etwa bei unterschiedlichen Ansätzen über 
Produktstandards – die bilateralen Abkommen 
in eine Sackgasse führen, weil unterschiedliche 
Regeln sich später auf  multilateraler Ebene 
nicht oder nur sehr schwer vereinheitlichen 
lassen.
Alles in allem ist die Bilanz mit Blick auf  die Bau- 
oder Stolpersteindebatte bei WTO-plus-Themen 
sicherlich besser als bei präferenziellen Zollsen-
kungen. Doch ist es eine gefährliche Illusion zu 
glauben, bilaterale Handelsabkommen über WTO-
plus-Themen würden die multilaterale Liberalisie-
rung nicht ebenfalls behindern können.
V. Empfehlungen für die  
EU-Handelspolitik
1. Reformen zur Multilateralisierung von 
bilateralen Handelsabkommen
Die Debatte über die Nachteile von bilateralen 
Handelsabkommen mag müßig erscheinen, wenn 
man bedenkt, dass der Bilateralismus nicht aufhalt-
bar ist.67 Doch zeigt sie auf, wie nötig Reformen 
sind, um diese Nachteile zu mindern, gerade auch 
wenn man die Existenz und anhaltende Verbreitung 
bilateraler Handelsabkommen notgedrungen hin-
nimmt. Es geht in erster Linie darum, die kosten-
steigernden Effekte des »Spaghetti-Bowls« zu redu-
zieren und Wege zu suchen, wie der Bilateralismus 
nicht zur Sackgasse wird, sondern multilateralisiert 
werden kann. Die EU sollte sich daher mit ihrem 
großen Gewicht in der internationalen Handels-
politik entschieden für Reformen entlang der im 
Folgenden aufgezeigten Linie68 einsetzen und damit 
für eine ordnungspolitisch motivierte Korrektur der 
multilateralen Handelsarchitektur.
Um die Auswirkungen des »Spaghetti-Bowls« auf  
die Transaktionskosten des Handels zu mindern, 
geht es in erster Linie darum, den Umgang mit 
Ursprungsregeln zu vereinfachen. Idealerweise 
sollten sich alle WTO-Mitglieder dazu bereit fin-
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den, die handelshemmende Wirkung zu begrenzen. 
Dies erscheint allerdings nicht sehr wahrscheinlich, 
da Ursprungsregeln – auch aufgrund von Lob-
byinteressen – zuweilen gerade für protektionisti-
sche Zwecke missbraucht werden.69 Andererseits 
erhöht das Offshoring den politischen Druck für 
eine Reform des Spaghetti-Bowls. Denn im Zuge 
von Produktionsverlagerungen sind es nun immer 
häufiger Firmen aus den industriellen »Naben«-
Ländern, die sich in »Speichen«-Ländern ansiedeln 
und nun ihrerseits unter den Nachteilen restriktiver 
Ursprungsregeln leiden. Nicht zuletzt auf  starken 
Druck aus der Wirtschaft kam schließlich auch im 
Jahr 1997 die Paneuropäische Kumulationszone 
zustande, die neben den EFTA-Staaten und den 
Ländern Südosteuropas (inkl. Türkei) inzwischen 
auch die Mittelmeer-Anrainer umfasst.70
Gleichwohl dürfte es realistischer sein, als eine Art 
Zwischenschritt zumindest eine gewisse Vereinfa-
chung zu erreichen, indem aus vielen »Spaghettis« 
deutlich weniger »Lasagneplatten« gemacht werden.
– Das könnte erreicht werden, indem die oft sehr 
variantenreichen Ursprungsregeln, die in ihren 
Grundzügen aber auf  wenige unterschiedliche 
Wurzeln zurückzuführen sind, zu mehreren 
»Familien« mit weitgehend einheitlichen Einzel-
regeln zusammengefasst werden.71
– Darüber hinaus erscheint es überaus sinnvoll, 
wenn die verschiedensten bilateralen Handels-
abkommen – zunächst auf  regionaler Ebene 
– miteinander vereinbar gemacht werden. Die 
EU hat dies mit der Paneuropäischen Kumula-
tionszone vorgemacht, bei der etwa die Weiter-
verarbeitungsschritte in Kroatien und der Türkei 
zusammengerechnet werden können, um so 
einen Warenursprung in der Zone zu erreichen 
und damit beim EU-Export die Vergünstigung 
des Präferenzzolls in Anspruch nehmen zu kön-
nen. Dies erleichtert Unternehmen die Nutzung 
von Vorleistungsnetzwerken, die zahlreiche Län-
der umspannen, und ist vor allem eine Erleich-
terung für Länder, die »Speichen« in einer Nabe-
Speichen-Abkommenstruktur sind.72
– Mit Blick auf  »neue« Handelsthemen und nicht-
tarifäre Handelshemmnisse ist die (noch) stärkere 
Nutzung von Non-party-MFN-Vereinbarungen 
sinnvoll, bei denen allen bilateralen Abkommen-
spartnern (aber nicht den Drittstaaten) de facto 
die gleichen Präferenzen zukommen.
All dies würde dazu führen, dass Länder innerhalb 
verschiedener Regionen einfacher miteinander 
Handel treiben könnten. Allerdings hätte dies für 
Drittstaaten möglicherweise eine noch stärkere 
Diskriminierung zur Folge. Daher erscheint es sinn-
voll, derartige Multilateralisierungsversuche bei der 
WTO anzusiedeln.
Auch darüber hinaus sollte die WTO in die Refor-
minitiative eingebunden werden, die negativen Aus-
wirkungen des Bilateralismus zu begrenzen.
– Dazu könnte versucht werden, für Schwel-
lenländer stärkere WTO-Regeln für bilaterale 
Handelsabkommen zu etablieren als die für alle 
Entwicklungsländer geltende anforderungsarme 
»Enabling Clause«, was allerdings politisch 
schwer durchsetzbar sein dürfte.
– Sehr sinnvoll, aber zumindest kurzfristig wenig 
realistisch wäre es, bei der WTO plurilaterale 
Abkommen über »neue« Handelsthemen zu 
schließen (variable geometry), für die sich aller-
dings eine hinreichend große Zahl von Staaten 
bereit finden müssten. Auch Baldwin u. a. spre-
chen sich mit Blick auf  »neue« Handelsthemen 
für plurilaterale Ansätze aus, idealerweise, aber 
nicht notwendig im Rahmen der WTO.73 Dies 
würde die Transaktionskosten deutlich senken 
und zudem die Attraktivität bilateraler Abkom-
men für die Liberalisierung nichttarifärer Han-
delshemmnisse stark mindern. Allerdings liegt 
eine große Herausforderung darin, die unter-
schiedlichen bilateralen Abkommen auf  einen 
gemeinsamen Nenner zu bringen.
– Realistischer erscheint es, in der WTO »best 
practices« für verschiedene Arten von bilateralen 
Handelsabkommen zu entwickeln, an die sich 
dann die WTO-Mitglieder auf  freiwilliger Basis 
halten könnten. Diese müssten nach Handelsthe-
men (etwa Dienstleistungen, Produktstandards, 
Investitionen) und Ländergruppen (Nord-Süd- 
oder Süd-Süd-Abkommen) differenziert sein.74
Für viele dieser Reformen sollte sich die EU mit 
Nachdruck in Genf  oder auch bei bilateralen Kon-
takten einsetzen. Zudem ist es wichtig, dass die 
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Wirtschaft in Amerika und Asien sich gegen die 
Nachteile des »Spaghetti-Bowls« stark macht und 
für Reformen wirbt.
2. Empfehlungen mit Blick auf EU-ASEAN
Bei den Verhandlungen der EU mit der ASEAN-
Region fällt auf, dass der Abschluss von Freihandels-
abkommen zunehmend durch die parallel laufenden 
politischen Dialoge erschwert wurde. So wurden die 
Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen der 
EU mit ASEAN von »Partnership and Cooperation 
Agreements« (PCAs) begleitet, die zusammen abge-
schlossen werden mussten. Dies wurde im Ratsbe-
schluss vom 23./24. April 2007 festgelegt:
»Was ASEAN betrifft, drückt der Rat … seine 
Absicht aus, ein Freihandelsabkommen mit 
ASEAN-Ländern abzuschließen. Der Abschluss 
des Freihandelsabkommens wird vom Abschluss 
der Partnerschafts- und Kooperationsabkommen 
abhängig sein und somit einen kohärenten wirtschaft-
lichen und politischen Rahmen für die Beziehungen 
zwischen der EU und ASEAN schaffen.«75
Diese PCAs beinhalten unter anderem auch Prin-
zipien wie Demokratie, Schutz der Menschenrechte 
und Arbeits- und Umweltstandards. Die immer 
selbstbewusster auftretenden ASEAN-Staaten 
wehren sich jedoch dagegen, dass ihnen neben 
den handelspolitischen Verhandlungen weitere 
politische Werte der EU aufgedrängt werden. So 
betonte Singapurs Regierungschef  Lee Hsien 
Loong in einem Interview mit der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung (FAZ) vom Juli 2009: »Wir 
glauben nicht, dass das westliche Modell liberaler 
Demokratie der Höhepunkt menschlichen Strebens 
ist und die Lösung für die ganze Welt. … Das 
westliche Mantra, demzufolge Entwicklung nur 
mit Demokratie komme, habe Singapur immer für 
›simplizistisch‹ gehalten.«76
Um nicht im Wettbewerb um den dynamischen asi-
atischen Markt gegenüber Staaten wie China, USA 
oder Japan zurückzufallen, sollte die EU daher 
in Zukunft einen realistischeren Ansatz in der 
Handelspolitik verfolgen und die wirtschaftlichen 
Ziele nicht mehr mit den politischen Zielen ver-
knüpfen. Andernfalls wird es der EU schwer fallen, 
selbst bilaterale Abkommen mit den zunehmend 
selbstbewussten asiatischen Staaten zu schließen. 
So betonte auch der Regierungschef  aus Singapur, 
dass seiner Meinung nach Europas relativer Ein-
fluss in der Welt abnehme, ganz im Gegensatz zu 
dem der Amerikaner.
Der Ansatz der EU, WTO plus Ziele in den 
Abkommen zu verfolgen ist grundsätzlich zu 
unterstützen. Allerdings sollten dabei in Bezug auf  
ASEAN zwei Bedingungen berücksichtigt werden: 
Zum einen sollte die EU das langfristige Ziel nicht 
aufgeben, einen regionalen Ansatz mit ASEAN 
zu wählen, um die Gefahr des »Spaghetti Bowl« in 
Asien nicht zu erhöhen. Dies spricht für möglichst 
einheitliche Regeln für die WTO-plus-Themen. 
Zum anderen sollte die EU die einzelnen ASEAN-
Staaten je nach ihrem Entwicklungsstand unter-
schiedlich behandeln. Auch zwischen den sieben 
ASEAN-Staaten (ohne Myanmar, Laos und Kam-
bodscha) gibt es große Unterschiede, etwa zwi-
schen Singapur auf  der einen Seite und Vietnam 
auf  der anderen Seite. So ist Singapur ein Stadtstaat 
mit einer hoch entwickelten Dienstleistungswirt-
schaft, während Vietnam noch ein armes und in 
weiten Teilen landwirtschaftlich geprägtes Land ist 
(Agrarbeschäftigungsanteil bei Männern 60% laut 
Weltbank). Zudem handelt die EU mit Singapur 
auf  MFN-Basis, während viele Produkte aus Viet-
nam unter das Allgemeine Präferenzsystem fallen. 
Alles in allem scheint es um eine Quadratur des 
Kreises zu gehen. Einerseits soll die EU versuchen, 
möglichst einheitliche Standards in den Abkom-
men zu schließen, um sie multilateralisieren zu 
können. Andererseits soll sie den unterschiedlichen 
Entwicklungsgrad der ASEAN-Länder berücksich-
tigen. Dies erscheint nur möglich mit einem Ansatz, 
der gleiche Mindeststandards – gerade auch bei 
WTO-plus-Themen – mit zusätzlichen Regeln und 
längeren Laufzeiten variabel gestaltet, die so gefasst 
werden sollten, dass sie einer Multilateralisierung 
nicht entgegenstehen.
Dr. Jürgen Matthes, Senior Economist, 
Internationale Wirtschaftspolitik, Institut der 
deutschen Wirtschaft, Köln; André Schmelzer, 
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